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Text 

ABSCHNITT V 

VERFAHRENSVORSCHRIFTEN 

Meldepflicht; Vorschreibung der Zuschlagsleistungen 

§ 22. (1) Ein Arbeitgeber, der Arbeitnehmer im Sinne des § 1 Abs. 1 beschäftigt, hat diese bei 
Aufnahme einer Tätigkeit nach den §§ 1 bis 3 unter Bekanntgabe aller für die Berechnung der Zuschläge 
(§ 21a) maßgebenden Lohnangaben der Urlaubs- und Abfertigungskasse binnen zwei Wochen zu melden. 

(1a) Beschäftigt der Arbeitgeber Arbeitnehmer in Teilzeit, so hat er das Ausmaß und die Lage der 
Arbeitszeit einschließlich aller Änderungen der Urlaubs- und Abfertigungskasse zu melden. 

(2) In der Folge hat der Arbeitgeber für jeden Zuschlagszeitraum von jedem beschäftigten 
Arbeitnehmer alle für die Berechnung der Zuschläge maßgebenden Lohnangaben und deren 
Veränderungen einschließlich des allfälligen Beginns und Endes des Arbeitsverhältnisses der Urlaubs- 
und Abfertigungskasse zwischen dem 1. und 15. des dem Zuschlagszeitraum folgenden Monats zu 
melden. 

(2a) Der Arbeitgeber hat der Urlaubs- und Abfertigungskasse jede Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses unverzüglich zu melden. 

(3) Beschäftigt der Arbeitgeber keine Arbeitnehmer im Sinne des § 1 Abs. 1 mehr, so hat er diesen 
Umstand der Urlaubs- und Abfertigungskasse bekanntzugeben. Werden nur saisonbedingt vorübergehend 
keine Arbeitnehmer mehr beschäftigt, so besteht die Verpflichtung zur Meldung gemäß Abs. 2 in Form 
einer Leermeldung bis zur Dauer von vier Zuschlagszeiträumen weiter. 

(4) Der Zuschlagszeitraum umfasst jeweils einen Kalendermonat. 

(5) Die Urlaubs- und Abfertigungskasse hat für den Zuschlagszeitraum die Zuschlagsleistungen auf 
Grund der Meldung des Arbeitgebers oder, wenn sich auf Grund eigener Erhebungen (§ 23d) anderes 
ergibt, auf Grund dieser Erhebungen zu errechnen zu errechnen. Bei Nichteinhaltung der Meldepflicht 
kann die Urlaubs- und Abfertigungskasse die Zuschlagsleistungen des Arbeitgebers unter 
Zugrundelegung der letzten erstatteten Meldung oder auf Grund eigener Ermittlungen errechnen. 

(6) Der Arbeitgeber hat sich der automationsunterstützten Webanwendungen der Urlaubs- und 
Abfertigungskasse zu bedienen. 


